Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3750 


Sachgebiet 61 


Der Bundesminister Bonn, den 3 1 . August 1 972 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/IVD-S 1910 R- 31/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerreform 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Höcherl, 
Krammig und Genossen 
— Drucksache VI/3701 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Wird die Bundesregierung ihr Versprechen, die Steuerreform 
in dieser Legislaturperiode zu verwirklichen und am 1, Januar 
1974 in Kraft zu setzen, einlösen? 


Als der 1. Januar 1974 als Termin des Inkrafttretens ins Auge 
gefaßt wurde, ging man von einer vierjährigen Legislatur- 
periode des 6. Deutschen Bundestages aus. Im Hinblick auf 
die inzwischen von allen Parteien für notwendig gehaltenen 
vorzeitigen Neuwahlen wird eine Beratung der Gesetzentwürfe 
zur Steuerreform in dieser Legislaturperiode im Deutschen Bun- 
destag und damit ein Inkrafttreten des Gesamtpakets der Steuer- 
reform zum 1. Januar 1974 unmöglich. 

Die Bundesregierung begrüßt das Interesse am Zustandekom- 
men der von allen Parteien des Deutschen Bundestages und von 
einer breiten Öffentlichkeit für notwendig gehaltenen Steuer- 
reform, die dem 7, Deutschen Bundestag obliegen wird. Dafür 
sind folgende Reformgesetze bereits verwirklicht oder liegen 
dem Deutschen Bundestag zur Beschlußfassung vor: 

— Das Außensteuerreformgesetz, das ungerechtfertigte Steuer- 
vorteile durch Ausnutzung des internationalen Steuergefäl- 
les beseitigt und die Wettbewerbslage für Investitionen im 
Ausland verbessert, wird in Kürze verkündet. 
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— Das Erste Steuerreformgesetz, das die Reform der Abgaben- 
ordnung umfaßt, ist dem Bundestag im März 1971 mit ver- 
hältnismäßig wenigen Änderungswünschen des Bundesrates 
zugeleitet und von dem zuständigen Ausschuß weitgehend 
beraten worden. 

— Das Zweite Steuerreformgesetz, das die Reform der einheits- 
wertabhängigen Steuern (Vermögensteuer, Erbschaftsteuer 
und Grundsteuer) und Entlastungen für kleine und mittlere 
Betriebe bei der Gewerbesteuer vorsieht, ist von der Bundes- 
regierung am 1. März 1972 verabschiedet, vom Bundesrat am 
14. April 1972 mit geringfügigen Änderungen gebilligt und 
am 4. Mai 1972 dem Bundestag zugeleitet worden. 

Damit hat die Bundesregierung wesentliche Teile der von ihr 
angestrebten Steuerreform verwirklicht oder auf den Weg ge- 
bracht. Sie hat dies geschafft, obwohl sich das Gutachten der 
Steuerreformkommission, das abgewartet werden mußte, um 
viele Monate verzögerte und sich ein solcher Zeitverlust inner- 
halb einer Legislaturperiode angesichts des Umfangs und der 
Schwierigkeiten der Materie kaum aufholen läßt. Die Bundes- 
regierung hat zum ersten Mal ein Gesamtkonzept für eine um- 
fassende Steuerreform vorgelegt, während sich alle früheren 
Bundesregierungen auf Ankündigungen beschränkten. 


2. Welche Maßnahmen sind auf dem Gebiet der Steuerreform 
noch zu erwarten? Wird die Bundesregierung insbesondere 
ihre wiederholten Zusicherungen einhalten und den Entwurf 
des Dritten Steuerreformgesetzes nach der parlamentarischen 
Sommerpause dem Parlament vorlegen? 

Im Hinblick auf die bevorstehende Auflösung des Bundestages 
wäre es nicht sinnvoll, noch gesetzgeberische Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Steuerreform einzuleiten. 


3. Befürwortet die Bundesregierung ggf. eine isolierte Verab- 
schiedung des sog. Zweiten Steuerreformgesetzes, also der 
Neuregelung der Vermögensteuer, Erbschaftsteuer und der 
Grundsteuer auf der Grundlage der Einheitswerte 1964 (unter 
Anwendung eines Multiplikators von 1,4 v. H.), oder hält sie 
wegen des gegebenen Sachzusammenhangs mit den anderen 
Reformkomplexen, insbesondere mit der Einkommensteuer und 
Lohnsteuer, eine gemeinsame Verabschiedung und ein einheit- 
liches Inkrafttreten aller Steuerreformgesetze für erforderlich? 


Angesichts der bevorstehenden Auflösung des Bundestages 
wird eine Beratung des Zweiten Steuerreformgesetzes nicht 
mehr möglich sein. Damit stellt sich die Frage einer isolierten 
Verabschiedung nicht. 
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4. Sollten nach Auffassung der Bundesregierung im Falle der 
isolierten Behandlung des sog. Zweiten Steuerreformgesetzes 
die im Gesetzentwurf vorgesehenen Steuersätze, Steuertarife 
und Freibeträge beibehalten oder müßten diese ggf. in welcher 
Weise, verändert werden? 


Eine Beantwortung entfällt (s. Antworten auf Fragen 2 und 3). 


5. Welche Auswirkungen ergeben sich aus den geplanten Steuer- 
erhöhungen auf die Finanzierung der Steuerreform gegen- 
über den in den Eckwerten angegebenen Deckungsvorschlä- 
gen? 

Konkrete Pläne der Bundesregierung für Steuererhöhungen be- 
stehen z. Z. nicht. Daher können über etwaige Auswirkungen 
auf die Steuerreform keine Aussagen gemacht werden. 


6. Gehört zu den geplanten Steuererhöhungen auch die von der 
Kommission für Bodenrechtsreform beim SPD-Parteivorstand 
vorgeschlagene und auch schon auf dem SPD-Steuerparteitag 
im November vorigen Jahres beschlossene Bodenwertzuwachs- 
steuer? 

Die Bundesregierung hat über die Einführung einer Bodenwert- 
zuwachssteuer keine Beschlüsse gefaßt. Für eine Bodenwert- 
zuwachssteuer haben sich übrigens nicht nur Parteigremien der 
SPD, sondern — nach Pressemitteilungen — auch die Junge 
Union und der frühere Bundesminister der Finanzen Dr. h. c. 
Strauß auf dem CSU-Parteitag 1970 in München ausgesprochen. 


7. Der Bundeskanzler hat in der „Bunten Illustrierten" erklärt: 
„Wenn insgesamt mehr Mittel aufzubringen sind, muß es auch 
darum gehen, die Lasten gerechter zu verteilen, d. h. die Be- 
zieher hoher Einkommen stärker heranzuziehen als die kleinen 

Leute Die vorgesehenen zusätzlichen Belastungen der 

Bezieher hoher Einkommen werden sich durchaus in vernünfti- 
gen Grenzen halten." Seine Ausführungen erwecken beim 
Leser den Eindruck, als ob die von ihm angekündigten Steuer- 
erhöhungen ausschließlich oder wenigstens überwiegend zu 
Lasten der Bezieher „hoher Einkommen" führten. 


Den Zielsetzungen der von der Bundesregierung verfolgten 
Finanzpolitik entspricht es, dem Grundsatz der sozialen Gerech- 
tigkeit in der Besteuerung mehr als bisher Geltung zu ver- 
schaffen. Dies muß dazu führen, daß Bezieher hoher Einkommen 
gemäß ihrer höheren steuerlichen Leistungsfähigkeit einen re- 
lativ größeren Betrag leisten werden als die Empfänger kleiner 
Einkommen. 


7,1. Bei welcher Einkommensgrenze beginnt nach Meinung der 
Bundesregierung ein „hohes Einkommen"? 


Eine allgemein gültige, eindeutige Grenze, bei der „hohe Ein- 
kommen" beginnen, gibt es nicht. Als hohe Einkommen wird 
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man solche Einkommen bezeichnen können, die wesentlich über 
den durchschnittlichen Einkommen liegen. 


7.2. Werden die in Aussicht genommenen Steuererhöhungen 

a) ausschließlich oder 

b) überwiegend 

„zu zusätzlichen Belastungen der Bezieher hoher Einkommen" 
führen? 

7.3. Welche Steuererhöhungen (bei welchen Steuern, mit welchen 
Änderungen gegenüber dem jetzigen Zustand?) kommen in 
Betracht, die nur oder ganz überwiegend „zu zusätzlichen 
Belastungen der Bezieher hoher Einkommen" führen? Welche 
Mehreinnahmen (Jahresbetrag nach Entstehungsjahr) wären 
dadurch zu erzielen (evtl, grobe Schätzung)? 


Entfällt (siehe Antwort auf Frage 5). 


In Vertretung 

Offergeld 
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